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SCHRIFTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 (1) BBauG)

zun Bebauungsplan "Vornen zum Schiferloch" der Gemein-
de Walzbachtal, Ortsteil Johlingen, Landkreis Karlsruhe.

Diese Festsetzungen gelten in Verbindung mit den zeichnerischen

und
die

textlichen Testsetzungen in der Bebauungsplanzeichnung. In
Bebauungsplanzeichning ist ferner ein Bebauungsvorschlag als

Erliuterung eingetragen.

Geltungsbereich: Nachstehende Festsetzungen gelten innerhalb der

in der Bebauungsplanzeichnung festgesetzten Grenze des Bebauungs-
planes.

1o

1.9

1.4

1.5

3.2

4.0
4.1

0 Art und MaB der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1a BBauG)

Fir das Baugebiet gelten innerhaldb der in der Bebauungsplan-
zeichnung festgesetzten Abgrenzungen die Bestimmungen fir
"Reine Wohngebiete® (WR) § 3 BauliVO und "Allgemeine Wohnge-
biete" (WA) § 4 BaullVO.

Im Reinen Wohngebiet (WR) sollen die Ausnahmen nach § 3 (3)
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden § 1 (4) BaullVO.

Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind die Ausnahmen nach § 4
(3) Ziffern 1-6 BaullVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

Im Reinen Wohngebiet (WR) und Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind
Réume filir freie Berufe nach § 13 BauNVO zul#ssig.
Fir das !MaB der baulichen Nutzung gelten die Eintrap en in

den Bebauungsplanzeichnungen.

Auf den nicht iiberbaubaren Grundstiicksfldchen sind keine bau-
lichen Anlagen zuldssig.
Bauweise und Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 (1) 1b BBauG)

In Baugebiet wird "offene Bauweise" festgesetzt, es sind nur
Einzelhiuser zuldssig.

Iir die Stellung der baulichen Anlagen sind die Eintragungen
in der Bebauungsplanzeichnung maBgebend.

lishenlare der baulichen Anlagen (§ 9 (1) 14 BBauG)

Die Sockelhdhe (Fuflbodenoberkante des Erdgeschosses) darf, re-
nessen an der angrenzenden, 6ffentlichen Verkehrsfldche, vor Iiitte
des Grundstiicks, 1,00 lleter nicht iiberschreiten.

Bei der Wahl eines Grundrisses mit héherversetzten Geschossen
richtet sich die maximale Sockelhéhe von 1,00 m an der der
Straflenfront entgepgengesetzten Gebidudeseite nach dem natiirli-
chen Gelindeverlauf.

Stellplitze und Garagen (& 9 (1) 1e BBauG)

Die Zahl der erforderlichen Stellplitze und Garagen mulfl nach
den Richtlinien des Innenministeriums Baden-Wirttemberg er-
mittelt und nachgewiesen werden.

> Innerhalb der iliberbaubaren Grundstiicksflichen sind Garagen

grenzbiindig zur seitlichen Grundstiicksgrenze zulissip, aus-
genomnen der besonderen zeichnerischen Festsetzungen.
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Garagen sind mit Flachdach auszufiihren oder im Gebiude unter-
zubringen.

Senkrecht zur Strafle errichtete Garagen miissen einen !Mindestab-
stand von 5,00 m zur Grundstiicksgrenze haben.

Garagen sind nur bis zu 1,00 m unter Gehwegniveau zugelassen.
Die Bestimmungen des § % Abs. 1 und 2 der Garagenverordnung
sind zu beachten.

Hhenlage der anbaufihipen Verkehrsflichen (§ 9 (1) 4 BBauG)

Die Hohenlage der Verkehrsanlagen sind aus dem Plan zu ent-
nehmen.

Versorcuncsflichen (§ 9 (1) S BBauG)

Das Niederspannungs-Versorgungsnetz wird in Erdkabel ausge-
fiihrt. Auflerdem konnen Elektrizitits-Versorgungseinrichtungen,
wie z.B. Kabelverteilerschrénke, die fiir die Stromversorgung
notwendig werden, jetzt aber noch nicht in Zahl und Einbauort
festzulegen sind, auch spidter auf als nicht iiberbaubar ausge-
wiesenen dffentlichen Ilichen errichtet werden.

Grundstiicke, die von der Bebauung freigehalten sind und ihre
Nutzung (§ 9 (1) 2 BBauG)

Die Sichtfelder sind von Jjeder sichtbehinderten Nutzung und
Bepflanzung freizuhalten. Striucher, Hecken und Einfriedipgun-
gen diirfen eine HShe von 0,8 m iiber Fahrbahn nicht iiberschrei-
ten.

Anpflanzen von Biumen und Striuchern (§ 9 (1) 15 BBauG)

Die nicht iiberbaubaren Grundstiicksflidchen sind als Freifld-
chen zwischen der Debauung durch Einzelbiume und Baungruppen
zu gliedern.

Hochwachsende, einheimische Laubbiume sind zu bevorzusen. Vor-
geschlagen werden: Ahorn, Linde, Platane, Eberesche usw.

Gestaltung der baulichen Anlagen (£ 9 (2) BBauG i.V.m.9111 I30)

Dachformen

zursccconablonen angoehnen, —p ﬁ;“buﬂf 4915
Die Dachneigungen sind aus den Nutzungsschablonen zu entnehmen.

Die Dachdeckung soll innerhaldb von CGebiudegruppen in llaterial
und Farbe einheitlich sein, die Dachdeckung soll bei Gebfiude-
gruppen gleich sein.

Dachdeckung soll in gedecktem Farbton gehalten werden (kein
Naturasbestzement.

Iniestdcke sind bei zweigescholigen Gebiuden bis 50 em zu-
léssig. _

Kniestdcke sind bei eingeschofligen Gebduden iiber 50 cm nicht
zuldssig.


Gemeinde Walzbachtal
Änderung vom 28.07.1998
9.51
Die Beschränkung von Punkt 9.5 auf eine Kniestockhöhe gilt nicht für Gebäude, deren Dachgeschoß nach LBO und BauNVO als Vollgeschoß zu bewerten ist.
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Gemeinde Walzbachtal
Änderung vom 28.07.1998
9.61
Punkt 9.6 gilt nicht für eingeschossige Bauweise, wenn die Nutzungsschablone
als Obergrenze auch zweigeschossige Bauweise in dem entsprechenden
Teilbaugebiet zuläßt.
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Gemeinde Walzbachtal
Änderung vom 20.06.1985
Im gesamten Plangebiet sind Satteldächer entsprechend der Nutzungsschablone und
Walmdächer mit einer Dachneigung von 18° bis max. 35° Neigung zugelassen
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Walzbachtal, den 18. Februar 1975

HFassaden

Die Fassaden der einzelnen Haus- und Gebiudegruppen missen in
ihrer farblichen Komposition, in lMaterial und dessen Behand-
lung einheitlich sein.

Gestaltung der Aulenanlagen und Einfriedipgungen

Die privaten Grundstiicksflidchen vor den Hauseinheiten der "Of-
fenen Bauweise" entlang der Strafe, konnen als offene oder ge-
schlossene Vorghirten frei gestaltet werden.

Linfriedipungen sind stralenseits bis zu ciner Hohe von 1,0 m
als seitliche und hintere Abgrenzung der Grundstiicke bis zu
1,80 m zuldssig. Punkt 7.4 ist, zu beachten

Bei Eelkorundstiicken ist als seitliche traflenbegrenzung aulfler-
halb der Sichtflichen eine Héhe bis zu 1,00 m zuldssig.
Wohngirten kdnnen zegen Tulwege, befahrbare Wohnwege, cffentli-
che Stellplitze und gegen Nachbargrundsticke in Form von freien
Gehtlzpflanzungen, Hecken evtl. mit eingewachsenem Spanndraht
oder als lMaschendrahtzaun bis zu einer IShe von 1,80 m ein-
schliefBlich Sockel von max. 0,30 m Hohe abgegrenzt werden.

Als Einfriedipunpgen sind zulissig:
a) lMauern in Beton, Kalksandstein-und Ziegelmauerwerk unver-
putzt, natur oder hell gestrichen,

b) HolzzHune aus senkrechten oder waagrechten Latten oder Bret-
tern, einheitlich dunkel in Naturtonen,

¢) Hecken oder freie Gehdlzpflanzungen, evtl. mit eingewachse-
nen Spann- oder llaschendraht oder Betonpfosten.

d) Die Verwendung von Stacheldraht ist nichit gestattet.

Aufschiittungen und Abgrabungen zur Ierstellung von
Erschliellungsanlasen

Die von den Strafllen aus bergseitip elegenen Grundstiicke wer-
den zum Abfangen des Geldndesprunges im Verhiltnis bis zu
1:1,5 mit dem Ausbau der Erschlielungsanlagen abgebdscht.

Die von den Stra@en aus tiefer gelegenen Grundstiicke werden zun
Abfangen des Geliandesprunpes in Verhdltnis bis zu 1: 1,5 nmit
dem Ausbau der Erschliellungsanlagen angebdscht.

(Bﬁrgerﬁeisﬁer)
enehmigt (§ 11 B8auG., § 111 LBOJ
Kaorlsruhe, den 20- JUNI 1975
Landratsomt Karlsryhe-Abt.
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